
Jetzt gleich zieht uns der Bundestag über den Tisch
Der Deutsche Bundestag wird gleich um 21.30 Uhr eine halbe Stunde über das Stiftungsrecht in
Deutschland diskutieren und das dann beschließen. Mancher Abgeordnete wird dann schon müde sein,
die Hauptstadtjournaille wird bei irgendwelchen hippen Szene-Italienern sitzen. Und niemand schaut
mehr genau hin.

Doch das, was da beschlossen werden soll und vermutlich wird ist eine Frechheit den Bürgern
gegenüber. Denn dem Entwurf wurde im Huckepack-Verfahren ein weiterer Artikel angehängt. Wenn das
beschlossen wird, können zukünftig grundrechtseinschränkende Pandemie-Maßnahmen von der
sogenannten „epidemischen Lage von nationaler Tragweite“ abgeschnitten werden – das heißt:
Grundrechtseinschränkungen auch ohne die Ausrufung einer solchen Sondersituation.

So sollen die im Infektionsschutzgesetz geregelten Bestimmungen zur Einreise ohne, dass eine besondere
Notlage vom Bundestag festgestellt wurde, erhalten werden können.

Konkret: In den Absätzen 8 und 10 des Paragraphen 36 des Infektionsschutzgesetzes steht, dass für
„Personen, die in die Bundesrepublik Deutschland einreisen wollen oder eingereist sind und bei denen
die Möglichkeit besteht, dass sie einem erhöhten Infektionsrisiko“ für das Coronavirus ausgesetzt waren,
Quarantänepflicht sowie die Übermittlung von personenbezogenen Daten an das Robert-Koch-Institut
verpflichtend ist. Bei einer Einreise muss ein Impfpass oder einer negativer Test vorgelegt werden.

Mit der Novellierung des Stiftungsrechtes gleich wird automatisch auch das Infektionsschutzgesetz so
geändert, dass „die Geltung einer Rechtsverordnung zur Regelung der Einreise aus Risikogebieten auf
bis zu ein Jahr nach Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite
verlängert werden kann“, wie es in der Beschlussempfehlung für den Bundestag heißt, die vom
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz formuliert wurde. Betroffen von dieser Änderung sind dann
die Grundrechte auf körperliche Unversehrtheit, der Freiheit der Person, der Freizügigkeit und der
Unverletzlichkeit der Wohnung.

Grundrechtseinschränkungen werden durchgewunken unter dem Deckmantel der Vereinheitlichung des
Stiftungsrechtes. Das ist Realpolitik in Zeiten der Bundeskanzlerin Angela Merkel.
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